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073 – ZR II 

 

Gemeinsames Prüfungsamt 

Dammtorwall 13 

20354 Hamburg 

 

 
 

Dieser Aufgabentext besteht 

einschließlich des Vermerks zur 

Bearbeitung und der Anlagen aus 17 

fortlaufend nummerierten Seiten. 

Die Vollständigkeit des Textes ist vor 

der Bearbeitung zu prüfen. Sowohl der 

Aufgabentext als auch Ihre Bearbeitung 

sind mit Ihrer GPA-Nummer zu 

versehen und zusammen abzugeben. 

 
 

Auszug aus den Akten der Rechtsanwältin Dr. von Hammerstein 

Rechtsanwältin Dr. Bettina von Hammerstein  

Roscherstr. 7, Schweizerhof, 30161 Hannover 

Hannover, den 04.12.2017 

Vermerk:  

Heute, am 04.12.2017, erscheint: 

Herr Björn Reklam als Justiziar der VGV Allgemeine Versicherung AG mit Vollmacht des 
Vorstandes, bestehend aus den Herren Thomas Böckel, Dr. Per Protzen, Dr. Nicolo 
Paravincini und Dietrich Wolter, VGV-Platz 1, 30177 Hannover, und berichtet: 

„Sehr geehrte Frau Rechtsanwältin Dr. von Hammerstein, vielen Dank, dass ich bei Ihnen 

heute sofort einen Termin erhalten habe.  

Stellen Sie sich vor: Wir hatten in unserem Unternehmen am letzten Mittwoch (29.11.2017) 
tatsächlich Besuch von einem Gerichtsvollzieher, der bei der VGV Versicherung AG aus 
einem Versäumnisurteil des Landgerichts Berlin vom 13.10.2017 einen Betrag in Höhe von 

33.644,43 € nebst Kosten vollstrecken wollte. Wir sind aus allen Wolken gefallen, so etwas 
hat es noch nie gegeben. Eine hausinterne Recherche hat dazu geführt, dass wir Folgendes 
festgestellt haben: Es trifft zu, dass der VGV Versicherung AG die Klageschrift vom 
14.08.2017 mit Datum vom 22.09.2017 zugestellt worden ist. Da ausweislich der Klageschrift 
als Prozessbevollmächtigte der Beklagten Sie, Frau Rechtsanwältin Dr. von Hammerstein, 
genannt werden, sind wir davon ausgegangen, dass die Klageschrift auch an Sie zugestellt 
worden ist. Es muss mich verwundern, wenn ich jetzt von Ihnen erfahre, dass weder die 
Klageschrift vom 14.08.2017 noch das Versäumnisurteil des Landgerichts Berlin vom 
13.10.2017 an Sie zugestellt worden sind. In Berlin scheinen die Verhältnisse ja wild 
abzulaufen. 

Weiter trifft es zu, dass unserem Unternehmen mit Datum vom 18.10.2017 auch das 
Versäumnisurteil des Landgerichts Berlin vom 13.10.2017 zugestellt worden ist. Wir hatten 
an dem Tag Betriebsausflug und nur unsere Putzfrau war vor Ort. Sie hatte an diesem Tag 
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ihren 7 jährigen Sohn dabei, weil er krank war. Da sie gesaugt hat, hat sie das Schellen an der 
Tür gar nicht gehört. Ihr Sohn hat dann, wie wir jetzt rekonstruiert haben, von ihr unbemerkt 
die Tür aufgemacht und der Postbote hat ihm das Einschreiben übergeben mit der Bitte, 
dass er es an einen Erwachsenen weiterleitet. Der Junge hat den Brief in seine Hosentasche 
gesteckt und mit nach Hause genommen und dort anscheinend unter sein Bett gelegt, weil 
seine Mutter ihm verboten hatte, zur Tür zu gehen. Sie darf ihre Kinder eigentlich nicht mit 
zur Arbeit nehmen. Erst nachdem nunmehr der Gerichtsvollzieher aus dem Urteil des 
Landgerichts Berlin vom 13.10.2017 vollstrecken wollte, sind wir auf den Vorgang wieder 
aufmerksam geworden. Bei unseren internen Nachforschungen sind wir dann darauf 
gestoßen, dass an dem Tag nur die Putzfrau da war. Auf unsere Nachfrage hat sie 
abgestritten, dass sie ein Schriftstück erhalten hat. Wir haben ziemlichen Druck gemacht und 

sie hat abends zu Hause unter Tränen berichtet, was ihr vorgeworfen wird. Da hat ihr Sohn 
das Schreiben unter seinem Bett hervorgekramt und die Putzfrau hat uns das Urteil am 
Freitag überreicht. 

Wir treten mit der Bitte an Sie heran, die Sache schnellstens zu prüfen, um dann die 
geeigneten Schritte zu unternehmen oder aber uns gegenüber Mitteilung zu machen, dass 
wir die Klagesumme bezahlen müssen. Der Gerichtsvollzieher hat uns einstweilen eine 
Zahlungsfrist von drei Wochen bis zum 20.12.2017 gesetzt.“ 

 

Zur Sache: 

„Die Ausführungen der Klägerin zum Abschluss des streitgegenständlichen Bauvertrages 

treffen zu. Weiter trifft es zu, dass unser Unternehmen die in der Anlage K3 aufgeführte 
Mängelhaftungsbürgschaft ausgereicht hat. Allerdings ist diese damals gar nicht richtig 
unterschrieben worden, sondern nur maschinenschriftlich. Vielleicht kann man daraus ja 
irgendetwas konstruieren. 

Wie wir aus der Klageschrift erfahren haben, soll es außerdem so gewesen sein, dass 
zwischen Frau Bastian und Herrn Klaus Peters als Geschäftsführer der Auftragnehmerin bei 
Abschluss des Bauvertrages mündlich vereinbart worden ist, dass für die vertraglich 
vereinbarten Bauleistungen insgesamt 1.000.000,00 € gezahlt werden. Um beidseitig 
Steuern zu sparen, ist nach Aussage des Geschäftsführers der Hauptschuldnerin, die wir für 
zutreffend ansehen müssen, weiter vereinbart worden, dass der schriftliche Bauvertrag nur 

über 672.888,50 € netto und 800.737,32 € brutto läuft und von der Auftragnehmerin auch 
nur insoweit abgerechnet wird. Weiter heißt es, dass Frau Bastian Herrn Klaus Peters bei 
Abschluss des Vertrages einen Briefumschlag mit einem Barbetrag in Höhe von 75.000,00 € 
übergeben hat. Wir haben keine Bedenken, diesen Vortrag der CBT Cottbusser Betontechnik 
GmbH, soweit für uns günstig, aufzugreifen; insoweit müsste Herr Klaus Peters doch auch als 
Zeuge zur Verfügung stehen. Wenn die Klägerin in der Klageschrift ausführt, dass noch 
jemand bei Abschluss des Vertrages zugegen gewesen ist, können wir dies nicht in Abrede 
nehmen. 

Soweit es um die gerügten Mängel geht, gehen wir davon aus, dass die Ausführungen des 
Privatsachverständigen Müller vom 17.04.2013 zutreffend sind. Auch haben wir Rücksprache 
bei unserer technischen Abteilung gehalten. Insoweit dürfte es zutreffen, dass die 

Mangelbeseitigungskosten erheblich über dem streitgegenständlichen Bürgschaftsbetrag 
liegen. 
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Natürlich bitten wir Sie, sämtliche unserem Unternehmen gegenüber der Klägerin 
zustehenden Einwendungen und Einreden zu prüfen. Prüfen Sie also bitte, ob unser 
Unternehmen verpflichtet ist, die Klageforderung zu bezahlen. Die Mängel dürften der 
Klägerin ja schon ziemlich lange bekannt sein.“ 

 

Auf Nachfrage: 

„Eine Leistungsaufforderung der Klägerin zur Zahlung der Bürgschaftssumme hat unser 
Unternehmen nicht bekommen. Wie wir von der CBT Cottbusser Betontechnik GmbH 
erfahren haben, hat diese ausschließlich das Schreiben vom 01.05.2013 erhalten. Eine 
Zahlungsaufforderung ist auch der CBT Cottbusser Betontechnik GmbH nicht zugegangen. 

Dass sich eine Frau Hertha Hetzer neben unserem Unternehmen gleichsam für die 
Mängelrechte mit einem Höchstbetrag in Höhe von 33.644,43 € mitverbürgt hat, ist uns 
erstmalig mit der Klageschrift bekannt geworden. Wir bitten um Prüfung, ob unserem 
Unternehmen Rückgriffsansprüche gegenüber Frau Hertha Hetzer als Mitbürgin zustehen. 
Dabei soll auf jeden Fall gutachterlich geprüft werden, ob etwaige Regressansprüche bereits 
im hiesigen Verfahren aktiv gegenüber der Frau Hertha Hetzer geltend gemacht werden 
können. Jedenfalls soll – aus Vorsicht – auf jeden Fall sichergestellt werden, dass die 
tatsächlichen und rechtlichen Feststellungen des hiesigen Verfahrens auch gegenüber Frau 
Hertha Hetzer in einem denkbaren Folgeverfahren Bestand haben. Rückgriffsansprüche 
gegenüber der Hauptschuldnerin, also der CBT Cottbusser Betontechnik GmbH, sollen nicht 
Gegenstand Ihrer Prüfungen sein. 

Klären Sie bitte weiter, ob das Verfahren nicht vor dem Landgericht Hannover vor der 
zuständigen Kammer für Handelssachen geführt werden muss; dies ist uns lieber, da dann 
keine Reisekosten anfallen.“ 

 

Herr Reklam überreicht folgende Unterlagen: 

 Klageschrift vom 14.08.2017 [Anlage A] nebst Anlagen K1- K6. 

 Versäumnisurteil des Landgerichts Berlin vom 13.10.2017 [Anlage B], 

 

Vfg. 

1. Neues Mandat eintragen. 

2. WV Frau/Herrn Referendar/in m.d.B. um sofortige Prüfung der Rechtslage und 
Rücksprache. 

 

Von Hammerstein 

von Hammerstein, Rechtsanwältin 
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Dr. René RICHARD Berlin, den 14.08.2017 

Rechtsanwalt Rankestraße 2 
 10789 Berlin 

 

Landgericht Berlin 

Posteingang: 15.08.2017 (3fach) 

Kosten: 1.323,- € (Scheck anbei) 

zugestellt b. der Bekl. (Partei): 22.09.2017 

An das 

Landgericht Berlin 

10617 Berlin 

Klage 

 

der Frau Marita Bastian, Frobenstraße 13, 12249 Berlin, 

Klägerin, 

- Prozessbevollmächtigter: Rechtsanwalt Dr. René Richard, Rankestraße 2, 10789 Berlin - 

gegen 

die VGV Allgemeine Versicherung AG, vertreten durch den Vorstand, bestehend aus den Herren 

Thomas Böckel, Dr. Per Protzen, Dr. Nicolo Paravincini und Dietrich Wolter, VGV-Platz 1, 

30177 Hannover, 

Beklagte, 

- Prozessbevollmächtigte: Rechtsanwältin Dr. Bettina von Hammerstein, Roscherstr. 7, 

Schweizerhof, 30161 Hannover - 

 

wegen: Zahlung aus Bürgschaft 

Streitwert: 33.644,43 €. 

 

Namens und in Vollmacht der Klägerin erhebe ich Klage gegen die Beklagte mit dem Antrag, 

die Beklagte wird als Gesamtschuldnerin neben Frau Hertha Hetzer, wohnhaft 

Gerhart-Hauptmann-Straße 10, 03044 Cottbus, verurteilt, an die Klägerin 

33.644,43 € nebst Zinsen in Höhe von 9 Prozentpunkten über dem Basiszinssatz 

seit Rechtshängigkeit zu zahlen. 

Falls das Gericht ein schriftliches Vorverfahren anordnet, wird schon jetzt für den Fall, dass die 

Beklagte nicht rechtzeitig ihre Verteidigungsabsicht erklärt, der Erlass eines Versäumnisurteils im 

schriftlichen Vorverfahren nach § 331 Abs. 3 ZPO beantragt. 

ANLAGE A 
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Begründung: 

Der Klägerin steht gegen die Beklagte wegen Mängeln beim Bauvorhaben Frobenstraße 13 in 

12249 Berlin aus Bürgschaft ein Zahlungsanspruch in Höhe von 33.644,43 € aus § 765 BGB zu. 

Aufgrund Bauvertrages vom 10.01.2012, anbei als Anlage K1, hatte die Firma CBT Cottbusser 

Betontechnik GmbH, gesetzlich vertreten durch den Geschäftsführer Klaus Peters, Gerhart-

Hauptmann-Straße 15, 03044 Cottbus für die Klägerin Bauleistungen, nämlich einen Rohbau aus 

wasserundurchlässigem Beton (sog. WU-Konstruktion) bei dem Bauvorhaben „Neubau eines 

Einfamilienhauses“ (es handelt sich um das Privathaus der Klägerin) in der Frobenstraße 13 in 

12249 Berlin zu erbringen. Die von der CBT Cottbusser Betontechnik GmbH erbrachten 

Werkleistungen sind vollständig erbracht und von der Klägerin am 05.02.2013 abgenommen bzw. 

die Schlussrechnung der Klägerin über den vertraglich vereinbarten Bruttowerklohn in Höhe von 

800.737,32 € bezahlt worden. 

Beweis:  Bauvertrag vom 10.01.2012, Anlage K1 und Abnahmeprotokoll vom 

05.02.2013, Anlage K2. 

Am Tage der Abnahme ist der Klägerin durch die CBT Cottbusser Betontechnik GmbH 

entsprechend der Regelung in Ziffer 10 des Bauvertrages die vereinbarte 

Mängelhaftungsbürgschaft (in Höhe von 5 % der Nettoschlussrechnungssumme in Höhe von 

672.888,50 €) in Höhe von 33.644,43 € übergeben worden. Bürgin ist die Beklagte, die sich als 

Handelsunternehmen wirksam verpflichtete. Konkret wird auf die dieser Klage beigefügte 

Bürgschaftsurkunde vom 05.02.2013 verwiesen.  

Beweis: Mängelhaftungsbürgschaft der Beklagten vom 05.02.2013, Anlage K3. 

Im April 2013 sind dann erhebliche Mängel der Abdichtung des Kellers des errichteten Neubaus 

festgestellt worden. So sind von der CBT Cottbusser Betontechnik GmbH in einem Teilbereich 

Ausführungsmängel begangen worden; konkret ist der WU-Beton in einem Bereich nicht 

ordnungsgemäß verarbeitet worden. Deswegen konnte in diesem Bereich Feuchtigkeit in den 

Keller eindringen. 

Mit Datum vom 01.05.2013 ist der CBT Cottbusser Betontechnik GmbH eine angemessene Frist 

von fünf Monaten bis zum 01.10.2013 zur Beseitigung der konkret gerügten Mängel gesetzt 

worden. 

Beweis:  Schreiben vom 01.05.2013, Anlage K4. 

Die Mangelbeseitigungskosten werden sich auf mindestens 78.000,00 € (brutto) belaufen. 

Insoweit verweisen wir auf das bereits vorliegende Gutachten des Privatsachverständigen Müller 
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vom 17.04.2013. 

Beweis:  Sachverständigengutachten des Privatsachverständigen Müller vom 17.04.2013, 

Anlage K5. 

Wir müssen weiter darauf hinweisen, dass es die Firma CBT Cottbusser Betontechnik GmbH 

gewesen ist, die mit Schreiben vom 05.06.2013 völlig grundlos erstmalig die Auffassung vertreten 

hat, nicht zur Mangelbeseitigung verpflichtet zu sein, weil der abgeschlossene Bauvertrag vom 

10.01.2012 nach § 134 BGB aufgrund eines Verstoßes gegen § 1 Abs. 2 Nr. 2 des SchwarzArbG 

(in der Fassung vom 23.07.2004) unwirksam sei. So ist von Seiten der CBT Cottbusser 

Betontechnik GmbH die Behauptung aufgestellt worden, bei Abschluss des Bauvertrages im 

Büro der Klägerin am 10.01.2012 sei durch den Geschäftsführer der CBT Cottbusser 

Betontechnik GmbH, Herrn Klaus Peters, mit der Klägerin in Person vereinbart worden, dass die 

Nettoauftragssumme in Höhe von 672.888,50 € nur auf dem Papier stehen soll und eine 

Rechnung nur über brutto 800.737,32 € gestellt werden würde. Es ist die freche Behauptung 

aufgestellt worden, die Auftragssumme habe in Wirklichkeit 1.000.000,00 € betragen und die 

Klägerin habe dem Geschäftsführer der CBT Cottbusser Betontechnik GmbH am Tag des 

Vertragsschlusses einen Umschlag mit Schwarzgeld in Höhe von 75.000,00 € übergeben. Die 

Haltlosigkeit dieser Behauptung kann dadurch belegt werden, dass zum Zeitpunkt des 

Vertragsabschlusses im Büro der Klägerin – weil im Anschluss eine Behandlung der Klägerin 

stattfinden sollte – deren Physiotherapeutin zugegen gewesen ist. Insoweit kann die Zeugin 

Claudia Pritzner bezeugen, dass keine Schwarzgeldabrede getroffen worden ist. Tatsächlich sind 

im Beisein der Zeugin Pritzner vor Unterzeichnung des Bauvertrages durch die Klägerin und 

Herrn Klaus Peters (weitere Personen waren nicht zugegen) noch letzte Fragen des 

Bauvorhabens verhandelt worden. Dann ist der Bauvertrag durch die Klägerin und Herrn Peters 

unterschrieben worden. Im Anschluss ist Herr Peters gegangen. 

Beweis: Zeugnis der Frau Claudia Pritzner, Oberhofer Weg 60A, 12209 Berlin. 

Da zu befürchten ist, dass es der CBT Cottbusser Betontechnik GmbH wirtschaftlich nicht gut 

geht, nimmt die Klägerin die Beklagte aus der Mängelhaftungsbürgschaft auf der Grundlage eines 

ihr gegenüber der Hauptschuldnerin zustehenden Vorschussanspruchs aus §§ 634 Nr. 2, 637 Abs. 

3 BGB in Anspruch. 

Die Beklagte kann, weil sich der Vorschussanspruch auf mindestens 78.000,00 € (brutto) beläuft, 

aus der Mängelhaftungsbürgschaft in voller Höhe (33.644,43 €) in Anspruch genommen werden. 

In Anbetracht des bevorstehenden Ablaufs der Gewährleistungsfrist zum 05.02.2018 ist nunmehr 

Klage geboten. 
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Soweit die Beklagte nach dem Klageantrag als Gesamtschuldnerin neben Frau Hertha Hetzer in 

Anspruch genommen wird, liegt dem der nachfolgende Sachverhalt zugrunde: Da die Klägerin 

bereits zum Zeitpunkt der Abnahme ein ungutes Gefühl im Hinblick auf die mangelfreie 

Ausführung der Rohbauarbeiten hatte, ist durch die Klägerin und Herrn Klaus Peters als 

Geschäftsführer der CBT Cottbusser Betontechnik GmbH vereinbart worden, dass der Klägerin 

zur Sicherung der Mängelansprüche nach Abnahme für die Dauer der Gewährleistungszeit in 

Form der Mitbürgschaft zusätzlich eine Bürgschaft der vermögenden Mutter des Herrn Klaus 

Peters, einer Frau Hertha Hetzer, über den Betrag in Höhe von 33.644,43 € übergeben wird. So 

ist es dann geschehen. 

Beweis: Bürgschaft der Frau Hertha Hetzer vom 05.02.2013, Anlage K6. 

Die örtliche Zuständigkeit des Landgerichts Berlin ergibt sich aus § 29 ZPO; das 

streitgegenständliche Bauvorhaben (an dem die streitgegenständlichen Mängel vorhanden sind) 

ist in Berlin durchgeführt worden.  

Ich erlaube mir darauf hinzuweisen, dass Frau Rechtsanwältin Dr. von Hammerstein die Beklagte 

in einer Vielzahl von Bürgschaftsklagen anwaltlich vertritt. Wir gehen davon aus, dass auch hier 

eine Prozessvollmacht vorliegt. 

Die Gerichtskosten in Höhe von 1.323,00 € zahlen wir mit beiliegendem Verrechnungsscheck. 

Einfache und beglaubigte Abschrift anbei. 

 

gez. Dr. René Richard, Rechtsanwalt 

Hinweis des GPA: 

Das Landgericht hat der VGV Allgemeine Versicherung AG die Klage und die Anordnung 
des schriftlichen Vorverfahrens - mit den erforderlichen Belehrungen - unter der in der 
Klageschrift genannten Adresse am 22.09.2017 zugestellt. Dem Prozessbevollmächtigten 
der Klägerin wurde die Anordnung des schriftlichen Vorverfahrens am 22.09.2017 zugestellt. 

Vom Abdruck der ordnungsgemäß der Klageschrift beigefügten Anlagen K2 und K5, die den 
angegebenen Inhalt haben, wird abgesehen. 
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BGB - Bauvertrag für das Bauvorhaben Frobenstraße 13 in 12249 Berlin 

 

[Vertrag-Nr.: K001]

Auftraggeber (AG): Frau Marita Bastian, Frobenstraße 13, 

12249 Berlin. 

Auftragnehmer (AN): Firma CBT Cottbusser Betontechnik 

GmbH, gesetzlich vertreten durch den Geschäftsführer Klaus 

Peters, Gerhart-Hauptmann-Straße 15, 03044 Cottbus 

  

Vertragsgegenstand:  

Ausführung von Rohbauarbeiten beim 

Bauvorhaben Frobenstraße 13 in 12249 Berlin 

nach Angebot der Auftragnehmerin vom 

04.01.2012 

1. Vertragsart: 

Einheitspreisvertrag                                     Stundenlohnvertrag      

Selbstkostenerstattungsvertrag                   Pauschalpreisvertrag    

  

2.  

Vertragssumme 

bei Einheitspreisvertrag; Stundenlohnvertrag; 

Selbstkostenerstattungsvertrag: 

vorläufige Vertragssumme 

(maßgebend ist die endgültige Abrechnung) 

● Vertragssumme ohne 

UmSt: 

zzgl. 19 % UmSt 

● Vertragssumme mit 

UmSt: 

 

672.888,50 € 

127.848,82 € 

800.737,32 € 
beim Pauschalpreisvertrag: endgültige Vertragssumme 

      

3. 

Vertragsgrund-

lagen 

 das Angebot des AN vom 04.01.2012 [Anlage 1] 

 die Leistungsbeschreibung des AG nebst Anlagen vom ....................................................................... [Anlage ......] 

 die Zusätzlichen Vertragsbedingungen des AG mit Stand vom ……..……..…….………………………. [Anlage ......] 

 die Allgemeinen technischen Vorschriften für Bauleistungen (VOB/C) 

      die      die Vertragsbedingungen für die Ausführung von Bauleistungen (VOB/B) 

Etwaige    Auftragsbedingungen des AG gelten nicht. 

  

4. Verbindliche 

Vertragsfristen: 

 die im Terminplan [Anlage ......] aufgeführten Fristen - auch Zwischentermine. 

 mit der Ausführung ist spätestens am .................................................... zu beginnen. 

 folgende Zwischentermine werden als Vertragsfristen gemäß Anlage …... vereinbart. 

 die Fertigstellung der kompletten Vertragsleistung erfolgt bis zum: 

.................................................................................... 

 Die Mindestbesetzung der Baustelle wird mit …... Facharbeitern festgelegt. 

      

5. Vertrags-

strafe: 

 wird mit folgendem Inhalt vereinbart: Für die Überschreitung des Gesamtfertigstellungstermins hat der AN für jeden 

Werktag des Verzuges eine Vertragsstrafe in Höhe von 0,3 % der Nettoabrechnungssumme zu zahlen. Die 

Vertragsstrafe wird auf insgesamt 5 % der Nettoabrechnungssumme begrenzt.  

      

6. Zahlungen:  Zahlungen erfolgen – bei vorliegendem Stand vertragsgemäßer Leistungen – nach individuellem Zahlungsplan 

ANLAGE K1 
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gemäß Anlage …. 

 Zahlungen erfolgen in Höhe des Wertes nachgewiesener vertragsgemäßer Leistungen nach § 16 Abs.1 VOB/B. 

 Der AN gewährt dem AG ein Skonto in Höhe von ..…. % der Auftragssumme, sofern Abschlagszahlungen bzw. die 

Schlusszahlung innerhalb von …... Arbeitstagen ab Zugang einer prüfbaren Abschlags- bzw. Schlussrechnung bei dem 

AG gezahlt werden. 

      

7. Umlagen Folgende Umlagen sind von der Bruttoabrechnungssumme in Abzug zu bringen: 

 Baustrom: ….. % der Bruttoabrechnungssumme. 

 Bauwasser: ….. % der Bruttoabrechnungssumme. 

 sanitäre Einrichtungen: .…. % der Bruttoabrechnungssumme. 

 Bauleistungsversicherung: .…. % der Bruttoabrechnungssumme. 

  

8. Verjährungs-

frist für 

Mängelrechte 

 5 Jahre. 

 Es gelten die Verjährungsfristen des § 13 Abs. 4 VOB/B. 

 

…………………………………………………………………………………………………………………………………………

…. 

      

10. Sicherheiten Zur Absicherung von Mängelrechten behält der AG nach Abnahme der Leistung des Auftragnehmers 5 % der 

Schlussrechnungssumme (netto) in Geld für die Dauer der Gewährleistungszeit ein. Der Gewährleistungseinbehalt darf 

durch den AN jederzeit durch Vorlage einer tauglichen Bürgschaft nach § 239 BGB abgelöst werden. 

 

 

Berlin, den 10.01.2012      Berlin, den 10.01.2012 

   Marita Bastian        Klaus Peters 

………………………...…………………………    ………………………...………………………… 

 Auftraggeber (AG)       Auftragnehmer(AN) 
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VGV Allgemeine Versicherung AG 

VGV-Platz 1 

30177 Hannover 

Mängelhaftungsbürgschaft 
 

Die Firma 

(Name und Anschrift des Auftragnehmers) 

CBT Cottbusser Betontechnik GmbH, gesetzlich vertreten durch den Geschäftsführer Klaus Peters,  

Gerhart-Hauptmann-Straße 15, 

03044 Cottbus 

 

als Auftragnehmerin hat am 

10.01.2012 

 

mit der Frau Marita Bastian, Frobenstraße 13, 12249 Berlin als Auftraggeberin 

 

einen Vertrag für 

Rohbauarbeiten beim Bauvorhaben  

Auftrags-Nr. K001 

 

abgeschlossen.  

Der ursprüngliche Vertragsumfang ist u. U. durch geänderte und zusätzliche Leistungen abgeändert oder 
erweitert worden; unsere nachfolgend erklärte Bürgenhaftung erstreckt sich ausdrücklich auch auf diese 
Veränderungen und Erweiterungen des ursprünglichen Vertragsumfangs. 

Gemäß des uns vorliegenden Bauvertrags hat der Auftragnehmer im Zeitraum von der Abnahme bis zum Eintritt 
der Verjährung der Mängelansprüche Sicherheit zu leisten in Höhe von 5% der Netto-Schlussrechnungssumme 
für die Sicherstellung der dort genauer bezeichneten Ansprüche inklusive Schadensersatzansprüchen des 
Auftraggebers, Ansprüchen des Auftraggebers auf Erstattung von Überzahlungen und Regress-, Rückgriffs- und 
Freistellungsansprüchen des Auftraggebers. Diese Sicherheit kann durch eine Bürgschaft gestellt werden. 

Dies vorausgeschickt, übernehmen wir, 

(Name und Anschrift des Bürgen) 

die VGV Allgemeine Versicherung AG, vertreten durch den Vorstand, bestehend aus den Herren Thomas 

Böckel, Dr. Per Protzen, Dr. Nicolo Paravincini und Dietrich Wolter, 

VGV-Platz 1, 

30177 Hannover, 

 

hiermit gegenüber dem Auftraggeber für die Erfüllung sämtlicher dem Auftragnehmer nach dem Bauvertrag 
obliegender Verpflichtungen die selbstschuldnerische und unbedingte Bürgschaft bis zu einem Höchstbetrag von  

33.644,43 €. 

ANLAGE K3 
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Wir können aus dieser Bürgschaft nur auf Zahlung von Geld in Anspruch genommen werden. Die Hinterlegung 
des Bürgschaftsbetrags ist ausgeschlossen. 

Es gilt ausschließlich das materielle Recht der Bundesrepublik Deutschland. Als Erfüllungsort für Klagen aus der 
Bürgschaft vereinbaren die Parteien den Ort, an dem die Hauptverbindlichkeit zu erfüllen ist, für Mängelrechte 
also den Ort des Bauvorhabens. 

Der Geschäftssitz der VGV Allgemeine Versicherung AG befindet sich in Hannover im Zuständigkeitsbereich des 
LG Hannover. 

 

Hannover, den 05.02.2013  

Thomas Böckel        Dr. Per Protzen         Dr. Nicolo Paravincini             Dietrich Wolter 

………………………...………………………………………………………………………………………………………………….. 

Bürge (VGV Versicherung AG) 

 

Hinweis des GPA: 

Es handelt sich nicht um Originalunterschriften. Die Namen wurden maschinenschriftlich 
eingefügt. 
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Frau 
Marita Bastian 

Frobenstraße 13 
12249 Berlin 

 

Berlin, den 01.05.2013 

Einschreiben/Rückschein 

Firma CBT Cottbusser Betontechnik GmbH 

Gerhart-Hauptmann-Straße 15 

03044 Cottbus 

 

 

 

Bauvorhaben: Rohbauarbeiten – BV: Frobenstraße 13 in 12249 Berlin 

 

 

Sehr geehrter Herr Peters, 

ich muss Ihnen mitteilen, dass die durch Ihr Unternehmen durchgeführten Arbeiten mit 
einem erheblichen Mangel behaftet sind. 

Insoweit kommt es unterhalb des im Bereich des nördlich des Wintergartens gelegenen 
erdberührten Außenwandbereichs im Keller – betroffen ist der hier befindliche Fitnessraum 
– zu nicht unerheblichen Feuchtigkeitserscheinungen; die Außenwand ist – obwohl eine 
wasserundurchlässige Konstruktion geschuldet gewesen ist – nass. 

Wir haben den Bereich inzwischen von dem von der Handwerkskammer Berlin öffentlich 
bestellten und vereidigten Sachverständigen für Außenabdichtungen Joachim Müller 
begutachten lassen. 

In der Anlage fügen wir das Gutachten des Sachverständigen Joachim Müller vom 
17.04.2013 bei. 

Folgende detailliert beschriebene Mängel werden gerügt: 

… [wie im Gutachten aufgeführt] 

Wir haben Sie aufzufordern, die gerügten Mängel einschließlich aller damit verbundenen 

Nebenarbeiten bis zum 01. Oktober 2013 abschließend zu beseitigen. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

Marita Bastian  
 

Hinweis des GPA: 

Auf die Darstellung der Mängel in dem Aufforderungsschreiben, die ordnungsgemäß erfolgt 
ist, kommt es für die Bearbeitung nicht an. Vom Abdruck wurde abgesehen. 
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Hertha Hetzer 

Gerhart-Hauptmann-Straße 10 

03044 Cottbus 

 

Cottbus, den 05.02.2013 

 

Bürgschaft 

 

Ich, Frau Hertha Hetzer, wohnhaft Gerhart-Hauptmann-Straße 10, 03044 

Cottbus, übernehme hiermit als Bürgin gegenüber der Gläubigerin, Frau 

Marita Bastian, Frobenstraße 13, 12249 Berlin, für die Erfüllung sämtlicher 

der Firma CBT Cottbusser Betontechnik GmbH, vertreten durch den 

Geschäftsführer Klaus Peters, Gerhart-Hauptmann-Straße 15, 03044 

Cottbus, als Hauptschuldnerin nach dem Bauvertrag vom 10.01.2012 über 

die Erbringung von Rohbauarbeiten beim Bauvorhaben in der 

Frobenstraße 13 in 12249 Berlin obliegenden Verpflichtungen 

(Mängelrechte nach Abnahme) die selbstschuldnerische und unbedingte 

Bürgschaft bis zu einem Höchstbetrag von 33.644,43 € neben der bereits 

existierenden Mängelhaftungsbürgschaft der VGV Versicherung AG vom 

05.02.2013 in Form der Mitbürgschaft. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

Hertha Hetzer  

Hinweis des GPA: 

Es handelt sich hierbei um eine Originalunterschrift der Bürgin. 

 

  

ANLAGE K6 
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Landgericht Berlin 

Im Namen des Volkes 

Versäumnisurteil 

Geschäftsnummer: 9 O 245/17 zugestellt am: 

  Kl.Vertr.: 23.10.2017 (EB) 

  Beklagte (Partei): 18.10.2017 

  30.03.2017, Müllerhoff,  
  Justizhauptsekretärin 

In dem Rechtsstreit 

der Frau Marita Bastian, Frobenstraße 13, 12249 Berlin, 

Klägerin, 

- Prozessbevollmächtigter: Rechtsanwalt Dr. René Richard, Rankestraße 2, 10789 Berlin - 

gegen 

die VGV Allgemeine Versicherung AG, vertreten durch den Vorstand, bestehend aus den 

Herren Thomas Böckel, Dr. Per Protzen, Dr. Nicolo Paravincini und Dietrich Wolter, VGV-

Platz 1, 30177 Hannover, 

Beklagte, 

hat die Zivilkammer 9 des Landgerichts Berlin durch den Richter am Landgericht Hinze als 

Einzelrichter im schriftlichen Vorverfahren am 13.10.2017 für Recht erkannt:  

1. Die Beklagte wird als Gesamtschuldnerin neben Frau Hertha Hetzer, wohnhaft Gerhart-
Hauptmann-Straße 10, 03044 Cottbus, verurteilt, an die Klägerin 33.644,43 € nebst 
Zinsen in Höhe von 9 Prozentpunkten über dem Basiszinssatz seit dem 23.09.2017 zu 
zahlen. 

2.   Die Kosten des Rechtsstreits trägt die Beklagte. 

3. Das Urteil ist vorläufig vollstreckbar. 

Hinze,RiLG Begl. Abschrift gez. Müllerhoff, JHS 

Hinweis des GPA: 

Die Unterschriften sind in Ordnung. 
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Vermerk für die Bearbeitung 

1. Versetzen Sie sich in die Lage von Frau Rechtsanwältin Dr. von Hammerstein. 

a) Beurteilen Sie in einem Vermerk die Rechtslage. Hierbei sind alle im Sachverhalt 

angesprochenen Rechtsprobleme zu erörtern. Erläutern Sie ferner das zur 

Wahrnehmung der Interessen der Mandantin sachdienliche Vorgehen. Sollte eine 

Frage für beweiserheblich gehalten werden, ist eine Prognose zu der Beweislage 

(z.B. Beweislast, Qualität der Beweismittel etc.) zu erstellen. Ein Sachbericht ist in 

dem Vermerk erlassen. 

b) Entwerfen Sie den nach dem Ergebnis Ihres Vermerks erforderlichen Schriftsatz an 

das Landgericht Berlin (ohne Anlagen). Ein gesondertes Schreiben an die 

Mandantin ist erlassen. Nur sofern kein Schriftsatz an das Gericht angezeigt ist, ist 

ein dem Ergebnis des Vermerks entsprechendes Mandantenschreiben zu 

verfassen. In dem zu fertigenden Schriftsatz oder Schreiben sind konkrete 

Verweisungen auf geeignete Teile des Vermerks möglich, z.B. durch <Einrücken in 

Spitzklammern>. Rechtsausführungen sind im Schriftsatz erlassen. 

c) Bearbeitungszeitpunkt ist der 04.12.2017. 

2. Es ist davon auszugehen dass, 

a) eine ordnungsgemäße anwaltliche Vollmacht vorliegt; 

b) Formalien (Ladungen, Zustellungen, Unterschriften, Vollmachten) in Ordnung sind, 

soweit sich nicht aus dem Sachverhalt etwas anderes ergibt; 

c) von der Mandantin wie von Dritten keine weiteren Angaben zum Sachverhalt zu 

erlangen sind; 

d) Rechtsanwältin Dr. von Hammerstein das Mandat annimmt; 

e) nicht beigefügte Anlagen den vorgetragenen Inhalt haben und ihnen keine weiteren 

Informationen von Bedeutung entnommen werden können; 

f) die von der Mandantenseite mitgeteilten Mangelbeseitigungs- und Folgekosten 

realistisch sind. 

3. § 1 des Gesetzes zur Bekämpfung der Schwarzarbeit und illegalen Beschäftigung ist 

nachfolgend abgedruckt. Im Übrigen ist die Rechtslage nach dem zum 

Bearbeitungszeitpunkt geltenden Recht zu beurteilen, auf Übergangsvorschriften ist 

nicht einzugehen. Auf Vorschriften, die nicht zur Verfügung stehen, kommt es für die 

Bearbeitung nicht an. 

 

 

Anlage 1: Kalender 2017 

Anlage 2: Gesetz zur Bekämpfung der Schwarzarbeit und illegalen Beschäftigung, § 1 
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Anlage 1 

Kalender 2017 

 

Januar Februar März 

 Mo Di Mi Do Fr Sa So  Mo Di Mi Do Fr Sa So  Mo Di Mi Do Fr Sa So 

52       1 5   1 2 3 4 5 9   1 2 3 4 5 

1 2 3 4 5 6 7 8 6 6 7 8 9 10 11 12 10 6 7 8 9 10 11 12 

2 9 10 11 12 13 14 15 7 13 14 15 16 17 18 19 11 13 14 15 16 17 18 19 

3 16 17 18 19 20 21 22 8 20 21 22 23 24 25 26 12 20 21 22 23 24 25 26 

4 23 24 25 26 27 28 29 9 27 28      13 27 28 29 30 31   

5 30 31                      

April Mai Juni 

 Mo Di Mi Do Fr Sa So  Mo Di Mi Do Fr Sa So  Mo Di Mi Do Fr Sa So 

13      1 2 18 1 2 3 4 5 6 7 22    1 2 3 4 

14 3 4 5 6 7 8 9 19 8 9 10 11 12 13 14 23 5 6 7 8 9 10 11 

15 10 11 12 13 14 15 16 20 15 16 17 18 19 20 21 24 12 13 14 15 16 17 18 

16 17 18 19 20 21 22 23 21 22 23 24 25 26 27 28 25 19 20 21 22 23 24 25 

17 24 25 26 27 28 29 30 22 29 30 31     26 26 27 28 29 30   

                        

Juli August September 

 Mo Di Mi Do Fr Sa So  Mo Di Mi Do Fr Sa So  Mo Di Mi Do Fr Sa So 

26      1 2 31  1 2 3 4 5 6 35     1 2 3 

27 3 4 5 6 7 8 9 32 7 8 9 10 11 12 13 36 4 5 6 7 8 9 10 

28 10 11 12 13 14 15 16 33 14 15 16 17 18 19 20 37 11 12 13 14 15 16 17 

29 17 18 19 20 21 22 23 34 21 22 23 24 25 26 27 38 18 19 20 21 22 23 24 

30 24 25 26 27 28 29 30 35 28 29 30 31    39 25 26 27 28 29 30  

31 31                       

Oktober November Dezember 

 Mo Di Mi Do Fr Sa So  Mo Di Mi Do Fr Sa So  Mo Di Mi Do Fr Sa So 

39       1 44   1 2 3 4 5 48     1 2 3 

40 2 3 4 5 6 7 8 45 6 7 8 9 10 11 12 49 4 5 6 7 8 9 10 

41 9 10 11 12 13 14 15 46 13 14 15 16 17 18 19 50 11 12 13 14 15 16 17 

42 16 17 18 19 20 21 22 47 20 21 22 23 24 25 26 51 18 19 20 21 22 23 24 

43 23 24 25 26 27 28 29 48 27 28 29 30    52 25 26 27 28 29 30 31 

44 30 31                      

 
Fest- und Feiertage 2017: 

01.01. Neujahr 15.06. Fronleichnam 

14.04. Karfreitag 03.10. Tag der Deutschen Einheit 

16./17.04. Ostern 31.10. Reformationstag 

01.05. Maifeiertag 01.11. Allerheiligen 

25.05. Christi Himmelfahrt 25./26.12. Weihnachten 

04./05.06. Pfingsten 

  



  17 

Anlage 2 

Gesetz zur Bekämpfung der Schwarzarbeit und illegalen Beschäftigung 

Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz (in der Fassung vom 23.07.2004) 

§ 1 Zweck des Gesetzes 

(1) Zweck des Gesetzes ist die Intensivierung der Bekämpfung der Schwarzarbeit. 

(2)  Schwarzarbeit leistet, wer Dienst- oder Werkleistungen erbringt oder ausführen lässt 

und dabei 

1. als Arbeitgeber, Unternehmer oder versicherungspflichtiger Selbstständiger seine 

sich auf Grund der Dienst- oder Werkleistungen ergebenden 

sozialversicherungsrechtlichen Melde-, Beitrags- oder Aufzeichnungspflichten nicht 

erfüllt, 

2. als Steuerpflichtiger seine sich auf Grund der Dienst- oder Werkleistungen 

ergebenden steuerlichen Pflichten nicht erfüllt, 

3. als Empfänger von Sozialleistungen seine sich auf Grund der Dienst- oder 

Werkleistungen ergebenden Mitteilungspflichten gegenüber dem 

Sozialleistungsträger nicht erfüllt, 

4. als Erbringer von Dienst- oder Werkleistungen seiner sich daraus ergebenden 

Verpflichtung zur Anzeige vom Beginn des selbstständigen Betriebes eines 

stehenden Gewerbes (§ 14 der Gewerbeordnung) nicht nachgekommen ist oder die 

erforderliche Reisegewerbekarte (§ 55 der Gewerbeordnung) nicht erworben hat, 

5. als Erbringer von Dienst- oder Werkleistungen ein zulassungspflichtiges Handwerk 

als stehendes Gewerbe selbstständig betreibt, ohne in der Handwerksrolle 

eingetragen zu sein (§ 1 der Handwerksordnung). 

(3) Absatz 2 findet keine Anwendung für nicht nachhaltig auf Gewinn gerichtete Dienst- 

oder Werkleistungen, die 

1. von Angehörigen im Sinne des § 15 der Abgabenordnung oder Lebenspartnern, 

2. aus Gefälligkeit, 

3. im Wege der Nachbarschaftshilfe oder 

4. im Wege der Selbsthilfe im Sinne des § 36 Abs. 2 und 4 des Zweiten 

Wohnungsbaugesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. August 1994 

(BGBl. I S. 2137) oder als Selbsthilfe im Sinne des § 12 Abs. 1 Satz 2 des 

Wohnraumförderungsgesetzes vom 13. September 2001 (BGBl. I S. 2376), zuletzt 

geändert durch Artikel 7 des Gesetzes vom 29. Dezember 2003 (BGBl. I S. 3076), 

 erbracht werden. Als nicht nachhaltig auf Gewinn gerichtet gilt insbesondere eine 

Tätigkeit, die gegen geringes Entgelt erbracht wird. 


